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TOP-THEMA 

Die neuen Azubis kommen: So starten Sie 2024 gemeinsam 
in eine erfolgreiche Ausbildung 
Wenn Sie endlich geeignete Bewerber für Ihre Ausbildungsstellen gefunden haben, ist es wichtiger denn je, die Ausbildung er­

folgreich durchzuführen. Schließlich sind die Azubis von heute Ihre Fachkräfte von morgen. Doch für Auszubildende gelten mit 

dem Berufsbildungsgesetz (BBiG) besondere Regeln, die von den Vorschriften für Arbeitnehmer etwas abweichen. Damit Sie mit 

Ihren Azubis von Beginn an alles richtig machen, habe ich Ihnen die wichtigsten Punkte zur Berufsausbildung zusammengefasst. 

Der (Mindest-)lnhalt des Ausbildungsvertrags 
Entschließen Sie sich für die Ausbildung eines Lehrlings, wird 

das Ausbildungsverhältnis durch den Abschluss eines Berufs­

ausbildungsvertrags begründet. Auch ein mündlicher Ausbil­

dungsvertrag ist rechtswirksam, allerdings sind Sie als Ausbil­

der verpflichtet, folgende wesentlichen Inhalte des Vertrags 

vor Beginn der Ausbildung schriftlich festzulegen (§ 11 Abs. 1 

BBiG): 

Art, sachliche und zeitliche Gliederung sowie Ziel der 

Berufsausbildung, insbesondere die Berufstätigkeit, für die 

ausgebildet werden soll 

Beginn und Dauer der Berufsausbildung 

Dauer der Probezeit 

Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte 

(z. B. Berufsschule) 
Dauer der regelmäßigen Ausbildungszeit 
Dauer des Urlaubs 

Zahlung und Höhe der Vergütung 

Voraussetzungen, unter denen der Ausbildungsvertrag 

gekündigt werden kann 

die Form (elektronisch oder schriftlich) des vom Azubi zu 

führenden Ausbildungsnachweises (sog. Berichtsheft) 

Hinweis auf anzuwendende Tarifverträge, Betriebs- oder 
Dienstvereinbarungen. 

� Meine Empfehlung! 

Sparen Sie sich eine separate Niederschrift dieser Aus­

bildungsbedingungen und schließen Sie besser gleich 

den gesamten Ausbildungsvertrag schriftlich mit den 

vorgegebenen (Mindest-)lnhalten ab. 

Probezeit: Schöpfen Sie die 4 Monate aus 
Für das Ausbildungsverhältnis ist eine Probezeit zwingend 

vorgeschrieben! Sie haben aber die Wahl, wie lange diese dau­

ern soll. Mindestdauer ist ein Monat, höchstens zulässig sind 

4 Monate(§ 20 BBiG). In der Probezeit kann das Ausbildungs­

verhältnis von beiden Seiten ohne Einhaltung einer Frist und 

ohne Angabe von Gründen gekündigt werden. Vereinbaren 

Sie am besten die maximal mögliche 4-monatige Probezeit. So 

können Sie den Azubi kennenlernen und rechtzeitig die Reiß­

leine ziehen, wenn er sich als ungeeignet erweist. 

Eine weitere Besonderheit ergibt sich bei minderjähri­

gen Auszubildenden. Der Ausbildungsvertrag wird mit 

dem Azubi geschlossen und ist von diesem auch selbst 

zu unterschreiben. Ist der Azubi im Zeitpunkt des Ver­

tragsschlusses jedoch minderjährig, müssen zusätzlich 

seine gesetzlichen Vertreter (regelmäßig beide Eltern­

teile) den Vertrag unterzeichnen. Das gilt auch, wenn Ihr 

Azubi noch vor Ausbildungsbeginn volljährig wird! 

Arbeiten, die (nicht) zur Ausbildung gehören 
Bei der Berufsbildung steht nicht die Arbeitsleistung, sondern 

die Ausbildung im Vordergrund. Das umfangreiche Heranzie­

hen zu allgemeinen Hilfsarbeiten oder sonstigen berufsfrem­

den Tätigkeiten (z.B. Kaffee kochen, Bier holen) dient regelmä­

ßig nicht dem Ausbildungszweck und gehört deshalb nicht zur 

Ausbildung. Das bedeutet aber nicht, dass Ihr Azubi nur Arbei­

ten ausführen muss, die seiner Ausbildung dienen. Vielmehr 

dürfen Sie Ihrem Azubi auch Nebentätigkeiten übertragen, 

die Teil des zu vermittelnden Arbeitsablaufs oder der betrieb­

lichen Ordnung sind, wie etwa 

Reinigung und Aufräumen des Arbeitsplatzes, 

Wartungsaufgaben oder Erwerb von Warenkenntnissen. 

Die Ausbildungsvergütung für Ihre Azubis 
Seit 2020 gilt eine gesetzliche Mindestausbildungsvergütung 

(§ 17 Abs. 2 BBiG), welche mit fortschreitenden Ausbildungs­

jahren ansteigt. Grundlage für deren Höhe ist das Jahr, in dem

die Ausbildung beginnt. Für Azubis, deren Ausbildung im Jahr

2024 beginnt, gelten folgende Mindestvergütungen:

1. Ausbildungsjahr:

2. Ausbildungsjahr:

3. Ausbildungsjahr:

4. Ausbildungsjahr:

649,00€ 

766,00€ 

876,00€ 

909,00 € 

Ausnahmen von der Mindestvergütung 
• Gilt in Ihrem Betrieb ein Tarifvertrag, können Sie mit Ihren

Azubis die tarifliche Ausbildungsvergütung vereinbaren,

auch wenn hierdurch die vorgenannte Mindestvergütung

unterschritten wird (§ 17 Abs. 3 BBiG).

KALENDERWOCHE 27-2812024 



Auch wenn Sie nicht an einen Tarifvertrag gebunden sind, 

sollte Ihre Ausbildungsvergütung nicht mehr als 20 % unter 

dem üblichen Tarif liegen! Eine niedrigere Vergütung gilt­

auch wenn die Mindestausbildungsvergütung nicht unter­

schritten wird - regelmäßig als unangemessen(§ 17 Abs. 4 

BBiG). Sie laufen dann Gefahr, am Ende doch den höheren 

branchenüblichen (Tarif-)Lohn zahlen zu müssen. 

Übersicht: Das sind die Pflichten Ihrer Azubis 
Selbstverständlich sind Ihre Pflichten als Ausbilder keine Ein­

bahnstraße. Diesen stehen auch besondere Pflichten der Aus­

zubildenden gegenüber. Die wichtigsten Obliegenheiten und 

Ihre Reaktionsmöglichkeiten, wenn der Azubi es damit nicht 

so genau nimmt, sind nachstehend für Sie zusammengefasst. 

1. Lernen ist Hauptpflicht(§ 1 Abs. 3, § 13 BBiG).

Wird diese Pflicht nicht erfüllt, sollten Sie zunächst in Gesprä­

chen Ihre Erwartung deutlich äußern. Falls das keinen Erfolg 

zeigt, können Sie im 2. Schritt eine Abmahnung aussprechen. 

2. Ihr Azubi muss an den Ausbildungsmaßnahmen, insbe­

sondere dem Berufsschulunterricht, für den er freigestellt

wird, auch teilnehmen(§ 13 Satz 2 Nr. 2 BBiG).

Hat er geschwänzt, sollten Sie mit einer Ermahnung oder Ab­

mahnung vorgehen. Außerdem können Sie die Monatsvergü­

tung pro Fehltag um 1/30 kürzen (vgl.§ 18 Abs. 1 BBiG). 

3. Die im Betrieb geltende betriebliche Ordnung (z.B. Sicher­
heitsvorschriften, Rauchverbote) ist auch von Azubis zu 

beachten(§ 13 Satz 2 Nr. 4 BBiG). 

Verstöße hiergegen können Sie ebenfalls mit einer Ermahnung 

oder Abmahnung sanktionieren. 

4. Die ihm überlassenen Betriebsmittel und sonstigen Ein­

richtungen muss Ihr Azubi pfieglich behandeln(§ 13 Satz 2

Nr. 5 BBiG).

Verletzt er diese Pflicht schuldhaft, können Sie ihn dafür scha­

densersatzpflichtig machen. Außerdem können Sie Verstöße 

ebenfalls mit Ermahnung oder Abmahnung sanktionieren. 

5. Azubis sind, wie jeder andere Mitarbeiter auch, verpflich­

tet, über Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse Stillschwei­

gen zu wahren(§ 13 Satz 2 Nr. 6 BBiG).

Denken Sie daran, dass Ihre Azubis Neulinge im Berufsleben 

sind. Bei Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen ist es ratsam, 

Azubis vorab über ihre Pflichten aufzuklären. Verstöße trotz 

ausdrücklicher Aufklärung sollten Sie konsequent abmahnen. 

Wann das Ausbildungsverhältnis endet 
Ein Ausbildungsverhältnis endet regulär mit Ablauf der Aus­

bildungszeit. Erfolgt allerdings die Abschlussprüfung vorher, 

endet es bereits mit deren Bestehen (§ 21 Abs. 1 und 2 BBiG). 

Es verlängert sich nicht, wenn die Prüfung später stattfindet 

oder deren Ergebnis erst später bekannt gegeben wird. Be­

steht Ihr Azubi die Prüfung nicht, kann er verlangen, dass sein 

Ausbildungsverhältnis bis zum nächsten Prüfungstermin, 

längstens jedoch um ein Jahr, verlängert wird(§ 21 Abs. 3 BBiG). 

Vorsicht, Falle! Beschäftigen Sie den Azubi nach dem Ende sei­

ner Ausbildung ohne schriftliche Vereinbarung weiter, wird ein 

unbefristetes Arbeitsverhältnis begründet(§ 24 BBiG). 

So verhindern Sie die Weiterbeschäftigung 
Notieren Sie sich die Prüfungstermine (diese erfahren Sie 

von Ihren Azubis selbst oder bei der zuständigen Prüfungs­

stelle, z.B. IHK). 

Erkundigen Sie sich, wann die Prüfungsergebnisse bekannt 

gegeben werden. 

Beschäftigen Sie den Azubi auf keinen Fall nach Ablauf der 

Ausbildungszeit. 

Diese Besonderheiten gelten bei der Trennung 
Erweist sich Ihr Azubi als ungeeignet oder entpuppt er sich gar 

als persönlich unreif, kann eine Trennung erforderlich werden. 

Azubis zu kündigen, ist nicht unmöglich. Allerdings kommt es 

hier entscheidend darauf an, in welchem Stadium sich die Aus­

bildung befindet. 

1. Während der vereinbarten Probezeit kann das Ausbil­

dungsverhältnis von beiden Seiten ohne Einhaltung einer

Kündigungsfrist gekündigt werden. Ein Grund muss dafür
nicht angegeben werden. Es steht Ihnen und dem Azubi

frei, dennoch mit einer Auslauffrist zu kündigen.

2. Nach Ablauf der Probezeit genießen Auszubildende

besonderen Kündigungsschutz. Das bedeutet: Die Mög­

lichkeit zur ordentlichen Kündigung ist dann für Sie aus­

geschlossen. Sie können Ihrem Azubi nur noch fristlos aus 

wichtigem Grund kündigen(§ 22 Abs. 2 Nr. 1 BBiG). Doch

Azubis haben auch keine Narrenfreiheit. Folgendes Ver ­

halten kann deshalb die vorzeitige Beendigung des Aus­

bildungsverhältnisses rechtfertigen:

beharrliches Schwänzen der Berufsschule, 

Vortäuschen der Arbeitsunfähigkeit oder 

Tätlichkeiten oder schwere Beleidigungen gegenüber 

Ihnen, Kunden oder Kollegen. 

TIPP � 
Achten Sie auf die Formalien! Um das Ausbildungsverhältnis 

wirksam zu kündigen, muss Ihr unterschriebenes Kündigungs­

schreiben die konkreten Kündigungsgründe enthalten (§ 22 

Abs. 3 BBiG) und dem Azubi innerhalb von 2 Wochen nach Be­

kanntwerden der zugrunde liegenden Tatsachen zugehen! Ist 

Ihr Azubi noch keine 18 Jahre alt, wird Ihre schriftliche Kündi­

gung erst wirksam, wenn sie dem gesetzlichen Vertreter (re­

gelmäßig den Eltern) zugeht. 
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Auf diese aktuellen Arbeitsvertragsklauseln sollten Sie setzen 
Durch aktuelle Gesetze, aber auch durch höchstrichterliche Urteile haben sich Änderungen ergeben für eine Reihe von Arbeitsvertrags­
klauseln. Im Folgenden finden Sie die wichtigsten Änderungen inklusive neuer Muster-Klauseln. 

Anzeigepflicht bei Krankheit - die elektronische 
Arbeitsunfähigkeitsbescheinigung ist da 
Durch die Einführung der elektronischen Arbeitsunfähigkeitsbe­

scheinigung hat sich die Anzeigepflicht für diejenigen Ihre Mitar­

beiter geändert, die in einer gesetzlichen Krankenkasse versichert 

sind. Das sollte sich jetzt auch in Ihren Arbeitsverträgen wider­

spiegeln. Folgende Formulierung können Sie ab sofort einsetzen: 

( ... )Anzeige-und Nachweispflicht im Krankheitsfall @ 
1. Die Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall richtet sich nach

den gesetzlichen Bestimmungen.

2. Die Arbeitsverhinderung ist dem Arbeitgeber unverzüglich
mitzuteilen. Dauert die Arbeitsunfähigkeit länger als drei
Kalendertage, hat der Mitarbeiter eine ärztliche Bescheini­
gung über das Bestehen sowie deren voraussichtliche Dau­
er spätestens an dem auf den dritten Kalendertag folgen­
den Arbeitstag vorzulegen.

3. Die Vorlagepflicht gilt nicht für Mitarbeiter, die Versi­
cherte einer gesetzlichen Krankenkasse sind, wenn der
behandelnde Arzt die Bescheinigung per elektronischer
Arbeitsunfäh,gkeitsbescheinigung (eAU) an die gesetzliche
Krankenversicherung weiterleitet. Diese Mitarbeiter sind
verpflichtet, zu den genannten Zeitpunkten das Bestehen
einer Arbeitsunfähigkeit sowie deren voraussichtliche
Dauer ärztlich feststellen zu lassen. Die Nachweispflichten
gelten auch nach Ablauf der sechs Wochen Entgeltfortzah­
lung.

4. Der Arbeitgeber ist berechtigt, die Vorlage der Arbeitsun­
fähigkeitsbescheinigungfrüher zu verlangen.

Schaffen Sie frühzeitig Klarheit beim Thema 
Urlaub 
Speziell im Urlaubsrecht hat sich durch die Rechtsprechung der 

letzten Jahre vieles geändert. Sorgen Sie also für Transparenz und 

Klarheit in Ihren Arbeitsverträgen, etwa beim Thema anteiliger 

Urlaub, Urlaubsverfall und Urlaubsübertragung. Setzen Sie auf 

folgende Klausel: 

@ 
( ... ) Urlaub des Mitarbeiters 

1. Der Mitarbeiter hat Anspruch auf einen gesetzlichen Min­
desturlaub von aktuell 20 Arbeitstagen im Kalenderjahr,
und zwar unter Zugrundelegung einer 5-Tage-Woche im
Unternehmen.

2. Der Arbeitgeber gewährt zusätzlich einen arbeitsvertragli­
chen Urlaub von weiteren ... Arbeitstagen. Bei der Gewäh-

rung von Urlaub wird zuerst der gesetzliche Urlaub einge­
bracht. (Diese Regelung ist fakultativ.) 

3. Der vertragliche Zusatzurlaub mindert sich für jeden vol­
len Monat, in dem der Mitarbeiter oder die Mitarbeiterin
keinen Anspruch auf Entgelt bzw. Entgeltfortzahlung hat
oder bei Ruhen des Arbeitsverhältnisses um ein Zwölftel.
Im Ein- und Austrittsjahr erhält der Mitarbeiter für jeden
vollen Beschäftigungsmonat ein Zwölftel des vertraglichen
Zusatzurlaubs.

4. Für den arbeitsvertraglichen Zusatzurlaub gilt abweichend
von dem gesetzlichen Mindesturlaub, dass der Urlaubsan­
spruch am 31. Dezember des jeweiligen Kalenderjahres (al­
ternativ: ... mit Ablauf des Übertragungszeitraums am 31.
März des Folgejahres) auch dann verfällt, wenn er wegen
Arbeitsunfähigkeit des Mitarbeiters oder der Mitarbeiterin
nicht genommen werden kann. Der gesetzliche Urlaub ver­
fällt in diesem Fall erst 15 Monate nach Ende des Urlaubs­
jahres.

5. Bei Beendigung des Arbeitsverhältnisses sind verbleibende
Urlaubsansprüche-soweit möglich-innerhalb der Kündi­
gungsfrist abzubauen.

6. Soweit dem Mitarbeiter oder der Mitarbeiterin ein über
den gesetzlichen Mindesturlaub sowie Zusatzurlaub
für schwerbehinderte Menschen hinausgehender Ur­
laubsanspruch zusteht, besteht bei der Beendigung des
Arbeitsverhältnisses kein Anspruch auf Urlaubsabgeltung
für diese zusätzlichen Urlaubstage.

Schützen Sie die Betriebs- und Geschäftsgeheim­
nisse Ihres Unternehmens 
Ihre Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse sind unbedingt zu 

schützen. Daran sollten Sie bereits im Arbeitsvertrag denken. 

Nach dem Gesetz zum Schutz von Geschäftsgeheimnissen 

{GeschGehG) haben Sie die Pflicht, aktive, objektiv feststellbare 

Schutzmaßnahmen für Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse zu 

ergreifen. 

TIPP ____________ � 

Versuchen Sie die wesentlichen, von solchen Geheimhal­

tungsmaßnahmen betroffenen Informationen zu beschrei­

ben: ,,Als Geschäftsgeheimnisse geheim zu halten sind insbe­
sondere folgende Themen.· ... " 

Zusätzlich müssen Sie eine aktuelle Verschwiegenheitsklausel in 

1 h re Arbeitsverträge aufnehmen: 
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( ... ) Pflicht zur Verschwiegenheit des Mitarbeiters 
@ 

1. Der Mitarbeiter verpflichtet sich, während der Dauer des
Arbeitsverhältnisses und auch nach dem Ausscheiden über
alle Geschäftsgeheimnisse sowie betriebliche Angelegen­
heiten vertraulicher Natur, die als solche von der Geschäfts­
leitung schriftlich oder mündlich bezeichnet werden bzw.
offensichtlich als solche zu erkennen sind, Stil/schweigen
zu bewahren und ohne ausdrückliche Genehmigung der
Geschäftsleitung keinen dritten Personen zugänglich zu
machen.

2. Der Mitarbeiter hat die Anweisungen und Maßnahmen
des Arbeitgebers zur Geheimhaltung unbedingt einzuhal­
ten.

3. Für Jeden Fall eines Verstoßes gegen diese Vereinbarung
verpflichtet sich der Mitarbeiter, eine Vertragsstrafe in
Höhe einer Bruttomonatsvergütung zu zahlen. Die Gel­
tendmachung eines weiteren Schadens bleibt dem Arbeit­
geber vorbehalten.

4. Im Übrigen können Verstöße gegen die Verschwiegenheits­
pflicht zur Kündigung führen.

Schaffen Sie Klarheit bei Ihren Kündigungsfristen 
und beim Erreichen des Renteneintrittsalters 

Bei den Kündigungsfristen und bei der Beendigung des Arbeits­

verhältnisses - auch für den Fall des Eintritts in das individuelle 

Renteneintrittsalter - sollten Sie in Ihren Arbeitsverträgen Klar­

heit und Transparenz schaffen. So vermeiden Sie Streit und beide 

Parteien wissen ganz genau, wie zu verfahren ist. 

Außerdem ist es wichtig, dass Sie den Fall der Kündigung eines 

Arbeitsvertrags vor Antritt der Tätigkeit regeln! 

( ... ) Beendigung des Arbeitsverhältnisses/ 

Erreichen des Renteneintrittsalters 

1. Der Rücktritt vom geschlossenen Arbeitsvertrag oder die
Kündigung des Arbeitsvertrags vor Aufnahme der Tätigkeit
sind ausgeschlossen.

2. Die Beendigung des Arbeitsverhältnisses durch Kündigung
oder Aufhebungsvertrag bedarf für ihre Wirksamkeit der
Schriftform, die elektronische Form ist ausgeschlossen.

3. Nach Ablauf der Probezeit des Mitarbeiters gelten die ge­
setzlichen Kündigungsfristen nach § 622 Bürgerliches Ge­
setzbuch (BGB).

4. Danach kann ein Arbeitsverhältnis mit einer Kündigungs­
frist von vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum Ende
eines Kalendermonats gekündigt werden.

5. Die Kündigungsfristen für Arbeitgeber verlängern sich bei
längerem Bestehen des Arbeitsverhältnisses wie folgt:

Nach zwei Jahren auf einen Monat zum Monatsende,

nach fünf Jahren auf zwei Monate zum Monatsende,
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nach acht Jahren auf drei Monate zum Monatsende, 

nach zehn Jahren auf vier Monate zum Monatsende, 

nach zwölf Jahren auf fünf Monate zum Monatsende, 

nach 15 Jahren auf sechs Monate zum Monatsende, 

nach 20 Jahren auf sieben Monate zum Monatsende. 

Verlängert sich die Kündigungsfrist für den Arbeitgeber, gilt 
diese Frist auch für den Arbeitnehmer. 

6. Das Arbeitsverhältnis endet ohne Kündigung spätestens
mit Ablauf des Monats, in dem der Arbeitnehmer das für
ihn gesetzlich festgelegte Renteneintrittsalter vollendet
hat.

7 Das Recht zur außerordentlichen Kündigung bleibt unbe­
rührt. 

Weisen Sie im Arbeitsvertrag auf das Recht zur 
Kündigungsschutzklage hin 

Durch die Neuerungen des Nachweisgesetzes, die bekanntlich 

bereits am 1.8.2022 in Kraft getreten sind, ergeben sich für Sie zu­

sätzliche, neue Anforderungen. 

Hierzu gehören auch die konkreten Bedingungen einer Kündigung 

des Arbeitsverhältnisses und welches Verfahren bei der Kündi­

gung von beiden Arbeitsvertragsparteien einzuhalten ist. Hier 

sind Schriftform und die Fristen anzugeben. 

Erst vor wenigen Tagen wurde vom Gesetzgeber beschlossen, 

dass zukünftig nach dem Nachweisgesetz die Textform gelten 

soll. Arbeitsverträge können dann digital vereinbart werden, etwa 

durch eine E-Mail. Wann dieses Vorhaben umgesetzt wird, ist ak­

tuell noch offen. 

Zusätzlich - und das ist nach dem Nachweisgesetz neu - sollte 

von Ihnen unbedingt geprüft werden, welche Fristen für die Er­

hebung einer Kündigungsschutzklage einzuhalten sind! Der§ 7 

des Kündigungsschutzgesetzes (KSchG} ist auch bei einem nicht 

ordnungsgemäßen Nachweis der Frist zur Erhebung einer Kündi­

gungsschutzklage anzuwenden. 

Das heißt für Sie, dass eine Kündigungsschutzklage, die außerhalb 

der Frist des§ 4 Abs. 1 KSchG beim Arbeitsgericht eingeht, nach 

§ S KSchG nachträglich zuzulassen ist, sofern sie innerhalb der im 

Arbeitsvertrag nachgewiesenen Frist eingereicht wurde.

@ 
( ... ) Recht zur Kündigungsschutzklage 

Möchte der Mitarbeiter geltend machen, dass eine Kündi­
gung sozial nicht gerechtfertigt oder aus anderen Gründen 
unwirksam ist, muss er innerhalb von drei Wochen nach Zu­
gang der schriftlichen Kündigung Klage beim Arbeitsgericht 
auf Feststellung erheben, dass das Arbeitsverhältnis durch die 
Kündigung nicht aufgelöst ist. 
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Mit diesen 7 Spezialklauseln sichern Sie Ihre Rechte 
Sie sollten die Vertragsfreiheit auch in Ihren Arbeitsverträgen nutzen. Diese Möglichkeit der individuellen Gestaltung hilft Ihnen, in be­
sonderen Fällen auch ganz spezielle Regelungen zu treffen, etwa mit den folgenden Spezialklauseln. 

Klausel Nr. 1: Vertragsstrafe bei Vertragsbruch 

Heutzutage hat der Bewerber die Qual der Wahl. Er kann sich oft 

den Arbeitsplatz und Arbeitgeber aussuchen. Wenn Sie Pech ha­

ben, liegt Ihnen zwar ein unterzeichneter Arbeitsvertrag vor, der 

neue Mitarbeiter erscheint aber erst gar nicht. 

Hat Ihr neuer Mitarbeiter also ein noch besseres Angebot erhal­

ten, warten Sie als Arbeitgeber am 1. Arbeitsvertrag womöglich 

vergeblich auf die erwartete Verstärkung. Das ist nicht nur ärger­

lich, sondern auch teuer. Das können Sie vermeiden, indem Sie in 

Ihre Arbeitsverträge eine Vertragsstrafenklausel für den Fall auf­

nehmen, dass ein neuer Mitarbeiter an seinem ersten Arbeitstag 

nicht erscheint: 

Der Mitarbeiter verpflichtet sich für den Fall, dass er das Ar­
beitsverhältnis nicht vertragsgemäß antritt, dem Arbeitgeber 
eine Vertragsstrafe in Höhe einer halben Bruttomonatsver­
gütung für zahlen. 

Das Recht des Arbeitgebers, weitergehende Schadenersatz­
ansprüche geltend zu machen, bleibt unberührt. 

Es gibt noch eine andere Variante: Manchmal will ein bestehender 

Mitarbeiter sein Arbeitsverhältnis vor Ablauf der Kündigungsfrist 

beenden, weil er ein neues, besser bezahltes Arbeitsverhältnis ge­

funden hat. Auch hierfür gilt es, die passende Klausel zu nutzen, 

um dem Mitarbeiter dies zu erschweren: 

@ 
Der Mitarbeiter verpflichtet sich für den Fall, dass er das Ar­
beitsverhältnis vertragswidrig beendet, dem Arbeitgeber eine 
Vertragsstrafe in Höhe einer halben Bruttomonatsvergütung 
für einen Vertragsbruch bis zum Ende der Probezeit und einer 
Bruttomonatsvergütung nach dem Ende der Probezeit zu 
zahlen. 

Das Recht des Arbeitgebers, weitergehende Schadenersatz­
ansprüche geltend zu machen, bleibt unberührt. 

Klausel Nr. 2: Anwesenheitsprämie und Kür­
zungsmöglichkeit 

Gesunde Mitarbeiter, die selten krank sind, dürfen Sie belohnen, 

etwa durch eine Anwesenheitsprämie. Das heißt: Je weniger 

krankheitsbedingte Fehltage anfallen, umso mehr Geld gibt es für 

den Mitarbeiter. Eine solche Regelung ist nach § 4a Entgeltfort­

zahlungsgesetz (EFZG) ausdrücklich erlaubt. 

Aber Vorsicht: Achten Sie darauf, dass sich nicht bei einigen Mit­

arbeitern ein sogenannter Präsentismus einschleicht, das heißt, 

dass sich einige Mitarbeiter mehr oder weniger krank zur Arbeit 

schleppen - nur damit ihnen die anteilige Prämie nicht durch die 

Lappen geht! Eine entsprechende Sonderklausel könnte folgen­

dermaßen lauten: 

@ 
Die Firma gewährt dem Mitarbeiter ab dem 2. Jahr seiner Be­
triebszugehörigkeit zusätzlich zur vereinbarten Vergütung 
als freiwillige Leistung eine Anwesenheitsprämie in Höhe von 
... € brutto. 

Beginnt das 2. Jahr der Betriebszugehörigkeit erst im Laufe 
eines Kalenderjahres, wird die Anwesenheitsprämie für dieses 
Jahr zeitanteilig gewährt (1/12 für jeden vollen Monat nach 
Vollendung des ersten Jahres seiner Betriebszugehörigkeit). 

Für jeden Tag der Arbeitsunfähigkeit wird die Anwesenheits­
prämie um 1/4 des Arbeitsentgelts, das im Jahresdurch­
schnitt auf einen Arbeitstag entfällt, gekürzt. 

Zur Ermittlung des Jahresdurchschnitts wird der Verdienst 
der letzten 12 Monate vor Auszahlung der Prämie heran­
gezogen. Überstundenzuschläge, Sachbezüge oder sonstige 
Prämien bleiben dabei unberücksichtigt. 

Für Zeiten, in denen das Arbeitsverhältnis ruht, wird keine An­
wesenheitsprämie gezahlt. 

Die Prämie wird mit der Dezembervergütung fällig. 

Die Anwesenheitsprämie ist eine freiwillige Leistung, auf die 
auch nach wiederholter Zahlung kein Rechtsanspruch für die 
Zukunft entsteht. 

Klausel Nr. 3: Arbeitsvertragliche Ausschlussfris­
ten regeln 

Gilt in Ihrem Unternehmen kein Tarifvertrag, der eine Ausschluss­

frist ausdrücklich enthält, sollten Sie in Ihren Arbeitsverträgen un­

bedingt Ausschlussfristen vereinbaren. Dabei können Sie wählen 

zwischen einstufiger und zweistufiger Ausschlussfrist: 

@ 
Alle Ansprüche aus dem Arbeitsverhältnis und solche, die 
mit dem Arbeitsverhältnis in Verbindung stehen, verfallen, 
wenn sie nicht innerhalb von drei Monaten nach Fälligkeit 
gegenüber der anderen Vertragspartei in Textform, etwa per 
E-Mail, erhoben werden.

eventuel 1. 2. Stufe: 

Lehnt die Gegenpartei den Anspruch ab oder erklärt sie sich 
nicht innerhalb von einem Monat nach der Geltendmachung 
des Anspruchs, so verfällt dieser, wenn er nicht innerhalb von 
weiteren drei Monaten nach der Ablehnung oder dem Frist­
ablauf gerichtlich geltend gemacht wird. 

Von diesen Ausschlussfristen nicht erfasst werden 
Schadenersatzansprüche, die auf vorsätzlichen Handlungen 
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beruhen, und Lohnansprüche in Höhe des gesetzlichen Min­

destlohns sowie sonstige unverzichtbare Ansprüche. 

Mithilfe dieser Klausel werden Sie vor bösen Überraschungen 
geschützt, etwa dann, wenn der Vertrag mit einem Mitarbeiter 
längst beendet ist und er plötzlich vermeintliche Ansprüche gel­
tend macht. 

Klausel Nr. 4: Gratifikationszahlung nur bei Be­
triebstreue 

Zahlungen, mit der Sie die Betriebstreue prämieren wollen, wer­

den unabhängig von der individuellen Leistung eines Mitarbeiters 
und allein für den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses gezahlt. 
Meist ist hier eine Stichtagsklausel vorgesehen. Danach wird die 
Prämie nur gezahlt, wenn das Arbeitsverhältnis an einem be­
stimmten Tag noch fortbesteht. Mit der folgenden Muster-Formu­
lierung können Sie Sonderzahlungen, die allein die Betriebstreue 
prämieren, wirksam an den Fortbestand des Arbeitsverhältnisses 

an einem Stichtag knüpfen: 

... (Bezeichnung der Sonderzahlung) 
@ 

Ein Anspruch auf die vorgenannte Sonderzahlung setzt vor­

aus, dass das Arbeitsverhältnis zum Zeitpunkt der Fälligkeit 

der Zahlung (bzw genaues Datum zum .. ) noch besteht und 

zu diesem Zeitpunkt keine Kündigung ausgesprochen oder 

ein Aufhebungsvertrag abgeschlossen worden ist. 

Klausel Nr. 5: Freistellung nach der Kündigung 

Nach einer Kündigung lässt oft die Arbeitsleistung des gekündig­
ten Mitarbeiters nach. Die Lösung: Nach der Kündigung stellen Sie 

den Mitarbeiter unter Fortzahlung seiner Vergütung bei gleichzei­
tiger Verrechnung von Urlaubs- und Überstundenausgleichsan­

sprüchen von der weiteren Arbeitsleistung frei, etwa so: 

@ 
Der Arbeitgeber ist berechtigt, den Mitarbeiter im Falle der 

Kündigung des Arbeitsverhältnisses von der Arbeitspflicht 

freizustellen oder mit anderen Aufgaben zu beschäftigen. 

Diese Regelung gilt auch im Falle der Eigenkündigung durch 

den Mitarbeiter sowie für den Fall von Verhandlungen über 

die einvernehmliche Aufhebung des Arbeitsvertrags. 

Unter diesen Voraussetzungen ist der Arbeitgeber bei Vorlie­

gen eines sachlichen Grundes berechtigt, den Mitarbeiter mit 

anderen Aufgaben zu beschäftigen oder,jalls solche zumut­

baren anderen Tätigkeiten nicht vorliegen, ihn unter Fortzah­

lung seiner Vergütung unwiderruflich oder widerruflich von 

der Arbeitsverpflichtung freizustellen. 

Sachliche Gründe für die Freistellung können beispielsweise 

dann vorliegen, wenn die betrieblichen Geheimhaltungsin­

teressen berührt sind, bei groben Vertragsverstößen oder bei 

der Gefahr der Konkurrenztätigkeit. 

Der Mitarbeiter ist für die Dauer der Freistellung berechtigt, 

anderweitige berufliche Tätigkeiten nur nach vorheriger An-
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zeige und Genehmigung durch den Arbeitgeber aufzuneh­

men. Der Mitarbeiter muss sich für die Dauer der Freistellung 

anderweitigen Erwerb auf das vom Arbeitgeber zu zahlende 

Entgelt anrechnen lassen. Der Mitarbeiter ist verpflichtet, 

dem Arbeitgeber auch während der Dauer der Freistellung 

eine eventuell eintretende Arbeitsunfähigkeit und deren 

Dauer unverzüglich anzuzeigen. 

Es ist ratsam, dass Sie diese Klausel in Ihre neuen Arbeitsverträge 

aufnehmen. Denn Sie können einen Mitarbeiter, etwa nach einer 
Kündigung, nicht einfach einseitig freistellen. Hierzu ist sein Ein­

verständnis erforderlich. Doch mit dieser Klausel sind Sie vorberei­
tet und können den Mitarbeiter einfach freistellen. 

Klausel Nr. 6: (freiwillige) Sonderzahlungen 

Grundsätzlich können Sie freiwillig darüber entscheiden, ob Sie 
Ihrem Mitarbeiter Sonderzahlungen wie etwa ein Weihnachts­

oder Urlaubsgeld gewähren. Es sei denn, ein Tarifvertrag oder eine 

Betriebsvereinbarung sehen ausdrücklich eine solche Zahlung vor. 

Und ohne eine vertragliche Freiwilligkeitsklausel hat Ihr Mitarbei­
ter einen gewohnheitsrechtlichen Anspruch auf die Sonderzah­

lung auf der Grundlage einer sogenannten betrieblichen Übung, 
spätestens dann, wenn Sie 3-mal hintereinander vorbehaltlos ge­

zahlt haben. Wollen Sie dies verhindern, setzen ab sofort auf fol-

gen de Klausel in Ihren Arbeitsverträgen: 

@ 
Sonderzahlungen wie das vertraglich vereinbarte Weih­

nachts- oder Urlaubsgeld erfolgen als freiwillige Leistung des 

Arbeitgebers. 

Auch durch etwaige wiederholte Zahlungen in den Folgejah­

ren wird ein Rechtsanspruch für die Zukunft nicht begründet. 

Klausel Nr. 7: Salvatorische Klausel am Schluss 

Mit einer salvatorischen Klausel können Sie verhindern, dass ein 

Vertrag vollständig unwirksam wird, etwa dann, wenn einzelne 

Vertragsbestandteile unwirksam oder rechtswidrig sind. Legen 

Sie immer Wert auf die Schriftformklausel und eine salvatorische 
Klausel, besonders bei individuellen Verträgen mit Mitarbeitern. 

Das heißt: Will sich Ihr Mitarbeiter auf eine formlose Änderung 

berufen, muss er diese vor Gericht auch beweisen können. Damit 

eine salvatorische Klausel tatsächlich wirksam ist, muss sie natür­

lich rechtssicher formuliert sein, z.B. wie folgt: 

.. @ 
Mündliche Nebenabreden bestehen nicht. Alle Anderungen

und Ergänzungen dieses Vertrags bedürfen zu ihrer Wirk­

samkeit der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. Dies 

gilt auch für die Aufhebung des Schriftformerfordernisses. 

Individuelle Vertragsabreden können abweichend hiervon 

auch formfrei wirksam getroffen werden. Sollten einzelne 

Bestimmungen dieses Vertrags ganz oder teilweise rechtlich 

unwirksam sein oder werden, so beeinträchtigt dies nicht die 

Wirksamkeit der übrigen Vertragsbestimmungen oder des 

Vertrages als Ganzes. 
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So treffen Sie eine rechtssichere Homeoffice-Vereinbarung 
Homeoffice ist längst kein Trend mehr, sondern vielerorts eine im betrieblichen Alltag feste Größe. Wer noch keine schriftliche Ergän­
zungsvereinbarung mit seinem Mitarbeiter getroffen hat, sollte jetzt schnell handeln und dies schriftlich fixieren. 

Wie Ihre Homeoffice- Zusatzvereinbarung 
aussehen kann 

Befristetes Homeoffice @ 
(1) Diese Vereinbarung tritt am ... in Kraft und gilt befristet

bis zum ..

(2) Der Mitarbeiter ist berechtigt, seine Tätigkeit von seinem

Wohnsitz aus, das heißt in einer häuslichen Arbeitsstätte

(,,Homeoffice"), zu erbringen. Während seiner Arbeitszeit im

Homeoffice hat der Mitarbeiter seine Erreichbarkeit per Tele­

fon und E-Mail sicherzustellen.

(3) Das Weisungsrecht des Arbeitgebers bleibt - auch in Be­

zug auf den Arbeitsort - von der Erlaubnis, im Homeoffice

tätig zu werden, unberührt.

(4) Der Arbeitnehmer ist bei betrieblichen Erfordernissen

auch weiterhin verpflichtet, einen betrieblichen Arbeitsplatz

zu nutzen und in den Betriebsräumen des Arbeitgebers zu

arbeiten.

Einrichtung und Ausstattung des Homeoffice 

(1) Der Mitarbeiter errichtet an seinem Wohnsitz ein Ho­

meoffice, in dem er einen abschließbaren Büroraum und das

notwendige Mobiliar des Büroraums zur Verfügung stellt. Er

stellt in eigener Zuständigkeit sicher, dass die jeweils gelten­

den Arbeitsschutzbestimmungen eingehalten werden.

(2) Der Mitarbeiter erhält vom Arbeitgeber folgende Arbeits­

mittel kostenlos zur Verfügung gestellt: ... {Auflistung in An­

lage 1)

(3) Die vom Arbeitgeber zur Verfügung gestellten Arbeitsmit­

tel sind ausschließlich für betriebliche Zwecke zu verwenden.

Eine Überlassung an Dritte, insbesondere Familienmitglieder

und Mitbewohner, ist nicht erlaubt.

(4) Für die Einrichtung und Nutzung des Homeoffice sowie

für den Verbrauch von Strom, Wasser und Heizung zahlt

der Arbeitgeber eine monatliche Aufwandspauschale in

Höhe von ... Euro brutto. Weitere Kosten für die Nutzung der

häuslichen Arbeitsstätte können gegenüber dem Arbeitgeber

nicht geltend gemacht werden

Arbeitszeit und Arbeitszeiterfassung 

(1) Die im Arbeitsvertrag vereinbarte Arbeitszeit gilt

unverändert auch während der Beschäftigung im Homeoffi­

ce. Während der Arbeitszeit im Homeoffice hat der Arbeitneh­

mer seine telefonische Erreichbarkeit sowie die Erreichbarkeit

per E-Mail über den dienstlichen Account zu gewährleisten

und seine tägliche Arbeitszeit selbstständig zu erfassen.

(2) Während der Tätigkeit im Homeoffice gewährleistet der

Mitarbeiter seine Erreichbarkeit zu folgenden Zeiten.· ...

(3) Der Mitarbeiter verpflichtet sich, auch im Homeoffice die
gesetzlichen Vorgaben des Arbeitszeitgesetzes einzuhalten.

(4) Der Mitarbeiter hat seine Arbeitszeiten in einer Excel-Da­

tei festzuhalten und diese Datei dem Arbeitgeber jederzeit,

spätestens am Ende eines jeden Monats, vorzulegen.

Datenschutz 

(1) Alle arbeitsvertraglichen, kollektiven oder gesetzlichen

Regelungen, die dem Datenschutz und der Datensicherheit

dienen, haben auch im Homeoffice Geltung. Der Mitarbeiter

ist verpflichtet, alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen,

die geeignet sind, um die Einsicht und den Zugang Dritter -

auch Familienangehöriger - auf Daten und Informationen

des Arbeitgebers zu verhindern.

(2) Zu diesem Zweck gelten insbesondere folgende Regelun­

gen:

... z. 8.. Der Homeoffice-Arbeitsplatz muss sich in einem ab­

schließbaren Raum befinden. 

Zugangsrecht des Arbeitgebers 

(1) Der Arbeitgeber ist berechtigt, vor der Aufnahme der

Homeoffice-Tätigkeit den Homeoffice-Arbeitsplatz zu be­

sichtigen. Zudem hat er das Recht, nach erfolgter Ankündi­
gung und aus konkretem Anlass den Homeoffice-Arbeits­

platz zu besichtigen.

(2) Ein konkreter Anlass ist gegeben, wenn der konkrete Ver­

dacht besteht, dass der Arbeitsplatz im Homeoffice nicht die

Anforderungen bezüglich des Arbeitsschutzes und der Daten­

sicherheit erfüllt. Ein konkreter Anlass liegt auch vor, wenn

der Arbeitgeber aus dringenden dienstlichen Gründen den

sofortigen Zugang zu den Arbeitsmitteln des Mitarbeiters be­

nötigt.

(3) Will der Arbeitgeber den Homeoffice-Arbeitsplatz des Mit­

arbeiters aufsuchen, so hat er dies mindestens 48 Stunden

vorher anzukündigen, es sei denn, der sofortige Besuch ist we­

gen Eilbedürftigkeit dringend erforderlich

Beendigung während der Dauer der Befristung 

(1) Mitarbeiter wie auch der Arbeitgeber sind berechtigt, diese

befristete Vereinbarung über die Tätigkeit in der häuslichen

Arbeitsstätte mit einer Frist von .. Wochen schriftlich zu

kündigen.

(2) Im Falle einer Kündigung endet die vorliegende Vereinba­

rung mit Ablauf der oben genannten Frist automatisch, ohne

dass es einer weiteren Erklärung bedarf.
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TOP-THEMA 

Sie müssen Personal abbauen? So gelingt Ihnen eine 
rechtssichere Sozialauswahl 
In einigen Branchen stehen die Zeichen derzeit eher auf Stellenabbau als auf Neueinstellungen - betriebsbedingte Kündigungen 

sind erforderlich. Wenn das auch für Ihr Unternehmen gilt, müssen Sie die zu entlassenden Mitarbeiter nach sozialen Kriterien 

auswählen. Erfahren Sie hier, wie Sie dabei rechtssichervorgehen und Ihre betrieblichen Interessen dennoch berücksichtigen. 

Ohne Sozialauswahl ist Personalabbau nicht rechtssicher möglich. 

( 
1 Der F II: Betrieb wird in Etappen

stillgelegt 

Der Betrieb eines Herstellers von Aluminiumgussteilen 

mit knapp 600 Mitarbeitern sollte zum 31.12.2022 still­
gelegt werden. Der Arbeitgeber holte deshalb im No­

vember 2022 die behördlichen Zustimmungen zur Kün­

digung von schwerbehinderten Mitarbeitern sowie von 

Mitarbeitern in Elternzeit ein, kündigte anschließend 

sämtlichen Mitarbeitern und erklärte ihnen die unwi­

derrufliche Freistellung von der Arbeit ab dem 1.1.2023. 
Ausnahme: Ein Abwicklungsteam von 53 Mitarbeitern 

wurde nicht freigestellt. Hier erhielten 13 dieser Mit­

arbeiter Kündigungen zum 31.3.2023, die übrigen 40 er­

hielten Kündigungen zum 30.6.2023. 

Ein zum 31.3.2023 gekündigter und freigestellter Mit­

arbeiter erhob Kündigungsschutzklage. Er meinte, bei 
korrekter Sozialauswahl hätte er Teil des Abwicklungs­

teams sein müssen und erst zum 30.6.2023 gekündigt 

werden dürfen. 

§ Das Urteil: Auf die richtigen Vergleichs-
ruppen kommt es an

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Düsseldorf bestätigt in sei­
nem Urteil zunächst, dass eine Sozialauswahl auch bei einer 

kompletten Betriebsstilllegung durchzuführen ist, wenn Kün­

digungen zu unterschiedlichen Terminen vorgenommen wer­

den sollen: Die sozial schutzwürdigsten Mitarbeiter müssen 

Sie am längsten beschäftigen und diese hätten hier folglich 

zum Abwicklungsteam gehören müssen. 

Der Arbeitgeber hatte zwar eine Sozialauswahl durchgeführt. 

Dabei hatte er allerdings nur Vergleichsgruppen anhand der 

ursprünglich ausgeübten Tätigkeiten gebildet. Stattdessen 

hätte er aber die Aufgaben und Anforderungen im Abwick­

lungsteam berücksichtigen müssen. Weil die Sozialauswahl 

somit fehlerhaft war, hatte die Kündigungsschutzklage des 

Mitarbeiters Erfolg (LAG Düsseldorf, 9.1.2024, 3 Sa 529/23). 

Wer ist mit wem vergleichbar? Ihr Direktions­
recht entscheidet 

Wenn Arbeitsplätze wegfallen, z.B. wegen Auftragsmangels 

oder weil Sie einen Produktionszweig schließen, dürfen Sie 

nicht einfach den Mitarbeitern kündigen, deren Arbeitsplätze 

wegfallen. Sie müssen vielmehr eine Sozialauswahl vorneh­

men und dabei im Normalfall alle Arbeitsplätze einbeziehen, 

die mit den wegfallenden vergleichbar sind. 

Vergleichbar sind solche Arbeitsplätze des Betriebs (nicht des 

Unternehmens!), an denen Sie betroffene Mitarbeiter auf­

grund Ihres Direktionsrechts ohne Änderung ihres Arbeits­

vertrags beschäftigen können oder- wie im Fall der etappen­

weisen Betriebsstilllegung oben - zumindest vorübergehend 

weiterbeschäftigen können. 

Mitarbeiter unterschiedlicher Hierarchieebenen sind nicht 

vergleichbar. Innerhalb einer Hierarchieebene beziehen Sie alle 

Mitarbeiter in die Sozialauswahl ein, die austauschbar sind, 

weil sie die gleiche Tätigkeit ausüben oder nach kurzer Einar­

beitungszeit ausüben können - und zwar Vollzeit- und Teilzeit­

kräfte gleichermaßen. Ggf. müssen Sie anstelle eines Vollzeit­

mitarbeiters 2 Teilzeitmitarbeiter entlassen oder umgekehrt. 

iese Mitarbeiter lassen Sie bei der Sozi laus­
wahl unberücksichtigt 

Mi .arbelter m den er te 6 Be chäfti un monaten. Diesen 
Mitarbeitern müssen Sie vorrangig kündigen, weil sie keinen 

Kündigungsschutz genießen. 

Be ri bsrä e und A .ubl den e ac d r P obeze·t: Bei or­

dentlich unkündbaren Mitarbeitern kommt allenfalls eine 

außerordentliche betriebsbedingte Kündigung in Betracht, z. 

B. bei einer Betriebsschließung.

Schwang r Sch ·beh 'lderte, Mltarbe t r 1 e - oder 

Pfl e e Mitarbeiter, deren Kündigung einer behördlichen 

Zustimmung bedarf, dürfen sie nur dann in Ihre Sozialauswahl 
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einbeziehen, wenn die erforderliche Genehmigung vorliegt. Älter heißt nicht unbedin schul bedürftiger 
Sie sind nicht verpflichtet, diese Genehmigung einzuholen. 

nae g ·p a Diesen Mitarbeitern 

können Sie nicht vorzeitig wirksam kündigen, weil sie ihre Ar­

beitsleistung bereits erbracht haben. 

ach zialauswahl 

Das sind die für Ihre Sozialauswahl maßgeblichen Kriterien 

nach § 1 Abs. 3 Kündigungsschutzgesetz (KSchG): 

Dauer der Betriebszugehörigkeit, 

Lebensalter, 

Unterhaltspflichten und 

Schwerbehinderung des Mitarbeiters. 

Jedes dieser 4 Kriterien ist grundsätzlich gleichbedeutend. Sie 

haben jedoch einen Wertungsspielraum. Sie können die Krite­

rien also gewichten, sofern Sie dabei keines der 4 Kriterien ver­

nachlässigen. Zusätzlich dürfen Sie etwa berücksichtigen, ob 

jemand alleinerziehend ist oder ob eine Schwerbehinderung 

auf einen Arbeitsunfall oder eine Berufskrankheit zurückzu­

führen ist. Andere Kriterien, die in keinem Zusammenhang zu 

den gesetzlichen Kriterien stehen, müssen Sie hingegen unbe­

rücksichtigt lassen. 

@fl Meine Em fehlun I

Gewichten Sie die Kriterien in einem Punkteschema 

So machen Sie Ihre Sozialauswahl transparent und erleichtern 

sich die Argumentation in einem eventuellen Kündigungs­

schutzprozess. Falls Sie einen Betriebsrat haben, bestimmt 

dieser über das Punkteschema mit. Ein in einer Betriebsverein­

barung festgelegtes Punkteschema wird von den Gerichten 

dann nur noch auf grobe Fehlerhaftigkeit geprüft. 

e1sp e : So nn hr un esc: ema aussehen 

KRITERIEN PUNKTE 

Dauer der Betriebs- bis 10 Jahre: 1 Punkt/Jahr 

zugehörigkeit ab dem 11.Jahr: 2 Punkte/Jahr 

maximal 55 Punkte 

Lebensalter 

Unterha ltspflich­

ten 

Schwerbehinde­

rung 

0,75 Punkte/Lebensjahr 

3 Punkte für den Ehepartner oder 

eingetragenen Lebenspartner 

5 Punkte pro Kind laut elektronischen 

Lohnsteuerabzugsmerkmalen 

5 Punkte bei einem Grad der Behin­

derung von SO oder Gleichstellung 

1 Punkt zusätzlich jelOGrad mehr 

Grundsätzlich steigt die soziale Schutzbedürftigkeit mit dem 

Alter des Mitarbeiters. Denn mit dem Alter sinken die Vermitt­

lungschancen auf dem Arbeitsmarkt. Die Schutzbedürftigkeit 

sinkt aber wieder, wenn das Rentenalter naht. Sie dürfen in 

Ihrem Punkteschema deshalb einen Punktabzug vornehmen, 

wenn Ihr Mitarbeiter eine abschlagsfreie Altersrente bereits 

bezieht oder diese innerhalb von 2 Jahren ab dem Ende des 

Arbeitsverhältnisses beziehen könnte. 

c Auch bei einem Mitarbeiter, der das Rentenalter 

bereits erreicht hat, müssen Sie die übrigen Kriterien berück­

sichtigen! Eine Altersrente für schwerbehinderte Menschen 

darf zudem nicht zum Punktabzug führen (Bundesarbeitsge­

richt (BAG), 8.12.2022, 6 AZR 31/22). 

Außerdem dürfen Sie Altersklassen bilden, um die Altersstruk­

tur im Unternehmen zu erhalten (nicht verbessern!). Die So­

zialauswahl nehmen Sie dann innerhalb dieser Altersklassen 

vor, wobei alle Altersklassen gleichermaßen von Kündigungen 

betroffen sein müssen (BAG, 26.3.2015, 2 AZR 478/13). 

Besondere Leistungs rager durfen Sie von der 
Kündigung ausnehmen 

Leistungsträger, deren Weiterbeschäftigung im berechtigten 

betrieblichen Interesse liegt, dürfen Sie aus Ihrer Sozialaus­

wahl wieder herausnehmen (§ 1 Abs. 3 KSchG). Im Streitfall vor

Gericht müssen Sie aber 

beweisen, dass es sich tatsächlich um einen Leistungsträ­

ger handelt; und 

darlegen, inwiefern Ihr Interesse an der Weiterbeschäfti­

gung des Leistungsträgers schwerer wiegt als das Interesse 

des an seiner Stelle gekündigten Mitarbeiters am Erhalt 

seines Arbeitsplatzes. 

Dokumentieren Sie deshalb genau, über welche betrieblich 

notwendigen Spezialkenntnisse der Leistungsträger verfügt, 

oder inwiefern er qualitativ oder quantitativ bessere Leistun­

gen bringt. Eine geringere Krankheitsanfälligkeit reicht jeden­

falls nicht, um als Leistungsträger zu gelten. 

Und wenn ein gekund1gter Mitarbeiter Ihre 
Sozlalauswahl vor Gericht anzweifelt?

Dann müssen Sie die Namen der vergleichbaren Mitarbeiter 

offenlegen und deren Sozialdaten, also Betriebszugehörigkeit, 

Alter, Unterhaltspflichten und Schwerbehinderung. Außer­

dem müssen Sie erläutern, wie Sie die Sozialdaten gewichtet 

haben und welche Mitarbeiter Sie warum von der Sozialaus­

wahl ausgenommen haben. Auf Fehler bei der Sozialauswahl 

können sich aber nur die Mitarbeiter berufen, denen bei ord­

nungsgemäßer Sozialauswahl nicht gekündigt worden wäre 

(BAG, 9.11.2006, 2 AZR 812/05). 
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MITARBEITERFÜ H RU NG 

Faul oder vernünftig? So führen Sie Ihr Unternehmen mit der 
Generation Z in die Zukunft 
Die Generation Z, sprich die Generation der zwischen 1995 und 2010 Geborenen, genießt einen zweifelhaften Ruf. Die älteren Erwerbs­

tätigen bescheinigen ihr überwiegend eine schlechtere Arbeitsmoral als der eigenen Generation. Von den unter 30-Jährigen selbst hält 

jedoch nur ein Drittel die eigene Generation für fauler als andere. Das ergab eine Forsa-Umfrage von Ende April unter 1.000 Befragten. 

Doch wie ist es hie rum nun wirklich bestellt und wie gehen Sie als Arbeitgeber damit um? 

Die Generation Z ist die Generation der Zukunft-ganz gleich, wie ältere 

Generationen dazu stehen. 

Alle Generationen wollen weniger arbeiten 
Eine Auswertung des Sozio-ökonomischen Panels (SOEP) durch 

das Institut der Deutschen Wirtschaft (IW) zeigt, dass die Wunsch­

arbeitszeit der Arbeitnehmer in Deutschland seit 2007 um rund 3 

Wochenstunden gesunken ist- und zwar in allen Generationen, 

nicht nur bei den Jüngeren. Eine größere Freizeitorientierung ist 

demnach ein Phänomen unserer Zeit und nicht so sehr der jungen 

Generation. 

Bei Frauen lag die Wunscharbeitszeit zuletzt bei durchschnitt­

lich 29,5 Wochenstunden gegenüber 35,4 Wochenstunden bei 

den Männern. Der Unterschied beträgt damit immerhin nur noch 

rund 6 Wochenstunden (gegenüber 9 Wochenstunden 2007). 

Work-Life-Balance und Spaßgesellschaft sind 
nicht dasselbe 
Eine Studie der Hochschule Mainz unter Bachelorstudenten mit 

erster Berufserfahrung aus dem Jahr 2022 ergab: Für knapp 77 % 

ist eine ausgewogene Work-Life-Balance das wichtigste Kriterium 

bei der Wahl ihres Arbeitgebers - gefolgt von einer angemesse­

nen Bezahlung. 

Balance heißt aber Ausgewogenheit. Ausgewogenheit ist ver­

nünftig für jeden, der ein langes Berufsleben möglichst gesund 

durchstehen will. Wenn Sie jungen Mitarbeitern oder Bewerbern 

begegnen, sollten Sie daher nicht davon ausgehen, dass sie ein 

gutes Gehalt ohne Arbeiten wollen. Versuchen Sie vielmehr im 

Einzelfall herauszufinden, was Ihren Mitarbeiter oder Bewerber 

antreibt. Mitarbeiter mit schlechter Arbeitsmoral gab und gibt es 

in allen Generationen. 

Der jungen Generation ist ihre starke Position am 
Arbeitsmarkt bewusst 
In der Zeit, als die Babyboomer in die ersten Jobs strömten, kamen 

auf eine Stelle Hunderte von Bewerbern. Heute ist es umgekehrt. 

Auch wenn in einigen Branchen Stellen abgebaut werden, fehlt 

in der Summe Nachwuchs. Der Arbeitsmarkt hat sich somit von 

einem Arbeitgeber- zu einem Arbeitnehmermarkt entwickelt. Das 

ist jungen Bewerbern und Mitarbeitern bewusst. 

Hinzu kommt: Die Generation Z ist in der Gewissheit aufgewach­

sen, dass sich viel um sie dreht. Ihre Interessen wurden unterstützt 

und gefördert- zum Teil sicher auch in übertriebenem Ausmaß. 

Für Vertreter der Generation Z ist es daher selbstverständlicher als 

für frühere Generationen, die eigenen Interessen durchzusetzen. 

Sie wollen keine Karriere um jeden Preis und insbesondere wollen 

sie nicht verheizt werden. 

Ohne die Generation Z geht es nicht 
Es hat noch nie etwas genützt, der Vergangenheit und früheren 

Generationen nachzutrauen. Wenn Sie Ihr Unternehmen zu­

kunftsfähig machen wollen, brauchen Sie die junge Generation. 

Befassen Sie sich daher mit den Wünschen der Generation Z und 

gehen Sie darauf ein. Es gibt keine andere junge Generation! 

So gelingt die Zusammenarbeit mit der Genera­
tion Z 

Erlauben Sie sich keine Vorurteile. Schauen Sie bei jedem 

Bewerber und Mitarbeiter genau hin, was er leisten kann und 
will. 
Fragen Sie nach Interessen und nehmen Sie diese ernst. Ver­

mitteln Sie die Vision Ihres Unternehmens. Geben Sie jungen 

Mitarbeitern nicht das Gefühl, benutzt zu werden. 

Bieten Sie kreative Arbeitszeitmodelle, die eine ausgewogene 

Work-Life-Balance ermöglichen. Ein Teilzeitmitarbeiter ist bes­
ser als kein Mitarbeiter. 

Tipp ___________ � 

Wenn Sie zeigen wollen, dass Ihnen die psychische Gesund­

heit und das Wohlbefinden Ihrer Mitarbeiter wirklich wich­

tig sind, empfehle ich Ihnen die neue Plattform für unter­

nehmensweites Lernen: skillsforworklpersonal growth. 

Sie unterstützt Sie mit Modulen zur 

gesunden Ernährung, Bewegung und 

Stressbewältigung dabei, eine ge­

sunde Arbeitsumgebung zu schaffen. 

Mehr Infos unter: https://link.skills­

forwork.de/hea 1th 

sk\Usforworklperson11lgrowth 

• [!]1 
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ALKOHOL UND DROGEN IM BETRIEB 

5 Fragen und Antworten: Was die Cannabis-Legalisierung für 
Sie als Arbeitgeber bedeutet 
Am 1.4.2024 ist das neue Cannabisgesetz (CanG) in Kraft getreten. Es erlaubt den Anbau, Erwerb und Konsum von Cannabis in gewissen 

Grenzen. Doch was bedeutet das konkret für Sie als Arbeitgeber? Hier finden Sie die Antworten auf die 5 wichtigsten Fragen. 

1. Dürfen Arbeitnehmer jetzt nach Belieben im
Betrieb kiffen?

Kiffen grundsätzlich ja, aber nicht nach Belieben. Jeder Erwachse­

ne ab 18 Jahren darf bis zu 25 Gramm Cannabis besitzen, mit sich 

führen und konsumieren. Der Konsum ist zudem folgendermaßen 

durch den Jugend-und Arbeitsschutz eingeschränkt: 

Jugendschutz: Für Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren ist der 

Konsum von Cannabis verboten. Ein generelles Verbot gilt in der 

Umgebung von Einrichtungen und öffentlichen Plätzen, die aus­

schließlich oder überwiegend von Kindern und Jugendlichen 

besucht werden. Sichtweite bzw. 100 Meter Abstand sind hier 

maßgeblich. Dieses Verbot müssen Ihre Mitarbeiter auch dann 

beachten, wenn sie beispielsweise auf einer Baustelle in der Nähe 

einer Kita, Schule oder eines Spielplatzes arbeiten. 

Arbeitsschutz: Ihre Mitarbeiter dürfen sich nicht durch Rausch­

mittelkonsum in einen Zustand versetzen, in dem sie sich selbst 

oder andere gefährden könnten. Sie als Arbeitgeber dürfen auch 

niemanden beschäftigen, der offensichtlich nicht in der Lage ist, 

seine Arbeit ohne Gefahr für sich oder andere auszuführen. Das 

betrifft Cannabis genauso wie Alkohol oder andere Drogen. 

2. Können wir den Konsum von Cannabis im Be­
trieb wirksam verbieten?

Ja, hier gelten dieselben Regeln wie bei einem Alkohol- oder 

Rauchverbot: Wenn Sie keinen Betriebsrat haben, können Sie das 

Verbot kraft Ihres Direktionsrechts verhängen. In Betrieben mit 

Betriebsrat brauchen Sie dessen Zustimmung. 

Tipp: ___________ � 

Verbieten Sie nicht nur den Konsum von Cannabis und an­

deren Drogen im Betrieb. Untersagen Sie ebenso, unter Dro­

geneinfluss im Betrieb zu erscheinen. Sorgen Sie dafür, dass 

alle Mitarbeiter nachweislich von dem Drogenverbot erfah­

ren, z.B. durch eine Rundmail an alle Mitarbeiter! 

Mitarbeiter, die sich nicht an das Verbot halten, dürfen Sie ab­

mahnen und im Wiederholungsfall kündigen. Bei Tätigkeiten mit 

besonders hohem Gefahrenpotenzial (z. B. Lkw-Fahrer) kommt 

sogar eine fristlose Kündigung ohne vorherige Abmahnung in Be­

tracht. Der große Vorteil des Verbots besteht darin, dass Sie im 

Streitfall vor Gericht nur den Cannabiskonsum beweisen müssen. 

Ohne Verbot dürfen Sie nur abmahnen oder kündigen, auch wenn 

Sie die Beeinträchtigung der Arbeitsfähigkeit beweisen können. 

1 

3. Woran erkennen wir Cannabiskonsum?

Typische Anzeichen sind: 

• gerötete Augen, vergrößerte Pupillen, geschwollene Augen­

lider;

• trockener Mund, erhöhter Puls;

verlangsamte Reaktionen, eingeschränkte Koordination, ver­

waschene Sprache;

• merkwürdiges Verhalten, z. B. unangebrachtes Kichern oder

auffällige Gleichgültigkeit;

süßlich-fruchtiger Marihuana-Geruch.

4. Dürfen wir Cannabistests verlangen?

Ja, allerdings nur in begründeten Fällen, d. h. 

• wenn es konkrete Anhaltspunkte dafür gibt, dass ein Mitarbei-

ter wegen Drogenkonsums nicht arbeitsfähig ist, sowie

• bei Stellen mit besonders hohem Gefahrenpotenzial.

Für Stellen mit besonders hohem Gefahrenpotenzial können Sie 

solche Tests vor der Einstellung verlangen. Außerdem sind zumin­

dest aufgrund einer Betriebsvereinbarung verdachtsunabhängige 

Routinetests möglich (Arbeitsgericht (ArbG) Hamburg, 1.9.2006, 

27 Ca 136/06). Den Test kann Ihr Mitarbeiter/Bewerber bei einem 

Arzt seiner Wahl durchführen lassen. Sie als Arbeitgeber werden 

nicht über das konkrete Testergebnis informiert, sondern erfah­

ren lediglich, ob der Mitarbeiter arbeitsfähig bzw. der Bewerber 

für den Beruf geeignet ist. 

Tipp: ___________ � 

Falls es Zeugen für den Cannabiskonsum und/oder das ver­

dächtige Verhalten eines Mitarbeiters gibt, sollten Sie deren 

Beobachtungen mit Namen, Ort, Datum und Uhrzeit doku­

mentieren. Cannabistests können nicht immer genau nach­

weisen, wann der Konsum erfolgt ist. 

5. Wie gehen wir mit Mitarbeitern um, die Canna­
bis medizinisch nutzen?

Wenn Sie jetzt ein Cannabisverbot verhängen, sollten Sie Ihre Mit­

arbeiter gleichzeitig auffordern, Sie über einen eventuellen medi­

zinischen Bedarf zu informieren und ein ärztliches Attest hierüber 

vorzulegen. Bei Stellen ohne besonderes Gefahrenpotenzial kön­

nen Sie eine Ausnahmegenehmigung erteilen. Andernfalls sollte 

der Betriebsarzt prüfen, ob der Mitarbeiter seine Tätigkeit noch 

ausüben kann und darf. 
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